
Bundessozialgericht
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I m N a m e n_ d e s V o l k e 3

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

ä%%8333312923 "' ' Kläger und Revisionskläger‚

Prozeßhevollmächtigte:
0 „ „ „ „ ° ° ° „ „ o „ o 6

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 190 Dezember 1968 durch

Senatspräsident Dro D a p p r i c h

- Vorsitzender -‚
Bundesrichter Dro W i t t e,
Bundesrichter S c h r ö d e r‚
Bundessozialrichter G r a e f und

Bundessozialrichter G e b a u e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 250Mai

1965 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahren

sind nicht zu erstatten„
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Der Kläger ist der Sohn der am 150 Mai 1967 verstor=
rin: verwo Renner9 diebenen Witwe Elfriede Saw

diesen Rechtsstreit vor dem Sozialgericht (SG) Dort=
mund eingeleitet hatte„ Der Rechtsstreit ist im ‘
Revisionsverfahren nach dem Tode seiner Mutter von

dem Kläger aufgenommen worden„ Nach dem Erbschein

des Amtsgerichts Hagen vom 200 Juli 1967 ist er der
alleinige testamentarische Erbe seiner Muttero Das

"Ordnungsamt der Stadt Hagen hat am 120 Oktober 1967

bescheinigt7 daß die Verstorbene zuletzt in Hagen9
Graf—von—Gglen—Straße 59 gemeldet war und dem Ord—

nungsamt weitere Angehörige nicht bekannt sind„

Der Rechtsanwalt Leonhard Rt■xxr::nxhat in einer

Erklärung vom 20 November 1967 bestätigt9 daß Frau

Elfriede SJÜITTTI eine eigene Wohnung und einen

eigenen Hausstand gehabt und zur Zeit ihres Todes

mit niemandem in häuslicher Gemeinschaft gelebt hato

Bezugsberechtigte im Sinne des 5 88 des Reichsknapp=

schaftsgesetzes (EKG) seien nicht vorhandene '

Frau Suhr:n::;bezog eine Rente nach ihrem zweiten

Ehemann9 dem am 240 August 1955 Verstorbenen Versia

cherten Otto Stutz:■rg Von dem Versicherten waren

Beiträge zur Ruhrknappschaft und zum knappechaft»

lichen Versicherungsträger in Elsaß—Lothringen uni
‚im Saarland entrichtet worden() Vor dem Tode des Ver—

sicherten hatte ihm die Beklagte eine Rente gezahlt7

bei der sie alle Versicherungszeiten bei den ver—

schiedenen Versicherungsträgern nach deutschem Recht

berücksichtigt hatte°
m3_
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Nach dem am 240 August 1955 erfolgten Tode des Versicherten

leistete die Beklagte der Witwe zunächst Abschlagzahlung

auf die Witwenrente° Die Beklagte erstrebte die Feststel-

lung der Lebzeitenrente des Versicherten und der Witwenu

rente durch den französischen Versicherungsträger nach dem

rückwirkend ab 10 Januar 1952 in Kraft getretenen deutsch—

französischen Sozialversicherungsabkommen„ Hierzu überm

sandte sie dem französischen Versicherungsträger am 270 Ok—

tober 1955 eine Übersicht der Dienstzeiten des Versicherten
und vertrat die Ansicht9 daß die Versicherungszeiten vom

250 August 1895 bis zum 20 August 1914 nach dem "Baseler
Schiedsepruch" auf den französischen Versicherungsträger

übergegangen seien„ Sie beanspruchte daher Ersatz für den

von ihr ab 10 Januar 1952 an den Versicherten gezahlten

entsprechenden Rentenanteilo Bevor der französische Ver_

sicherungsträger tätig wurde, stellte die Beklagte mit vor—

1äufigem Bescheid vom 60 April 1956 die Witwenrente fest

und berücksichtigte dabei nicht die Versicherungszsiten

von August 1895 bis Juni 1914 und den vom August 1914

bis Oktober 1915 geleisteten Kriegsdienst9 weil diese,

Zeiten nach ihrer Ansicht in die französosche Versicherungs-

1ast übergegangen waren„ Der Witwe wurde mit Schreiben

vom 40 Mai 1956 weitere Nachricht in Aussicht gestellt‚

wenn der französische Versicherungsträger seine Renten«=

leistung festgesetzt habe„ >

Mit Schreiben vom 120 März 1957 teilte die Beklagte der

Witwe mit? der französische Versicherungsträger habe er-
klärt? daß ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente aus der

französischen Bergarbeiterversicherung nicht bestehe9 weil

ein solcher Anspruch nach französischem Recht nur gegeben

sei‚ wenn die Ehe mindestens drei Jahre vor Einstellung

der Beitragszahlung geschlossen worden sei() Diese Voraus“

setzung sei nicht erfüllt() Die Beklagte wies weiter darauf
hin, daß durch die Ablehnung des französischen Rentenanm

„ 4 „
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spruchs in den von der Beklagten zu erbringenden Rentenm

zahlungen keine Änderung eintrete° Der Rentenbescheid vom
60 April 1956 sei somit endgültige

‚ Mit Bescheid vom 150 Februar 1958 stellte die Beklagte die

Witwenrente mit Wirkung vom 10 Januar 1957 auf das neue?
seit diesem Tage in Kraft befindliche Recht um„ Auch bei

dieser Umstellung wurden die Versicherungszeiten von August

1895 bis Juni 1914 und die Kriegsdienstzeit des Versicherten

von August 1914 bis Dezember 1916 nicht berücksichtigto

Der französische Versicherungsträger berechnete für den

Versicherten für die Zeit vom 10 Januar 1952 bis zu seinem

Tode eine Rentenleistung von insgesamt 585 782 frs ?
5082294? DM und überwies den Betrag im November 1957 an

die Beklagte9 nachdem die Witwe eine Erklärung dahingehend

abgegeben hatte, daß sie die gesetzliche Erbin des Versicher«

ten seio

Die Beklagte zahlte diesen Betrag jedoch nicht an die Witwe

aus(() sondern nahm ihrerseits mit Bescheid vom 50 März 1958

eine neue Berechnung der Rente des Versicherten für die Zeit

vom 10 Januar 1952 bis Ende August 1955 (Todesmonat des
Versicherten) vor wobei sie davon ausging„ daß d.ie nach

ihrer Ansicht auf den französischen Versicherungs träger

übergegangenen Zeiten nicht zu berücksichtigen seienv Hier—

bei kam sie zu demErgebnis9 daß für den gesamten Zeitraum

bei Verrechnung der vom französischen Versicherungsträger

gezahlten 5„822947 DM an den Versicherten noch 917945 DM

zuviel gezahlt worden waren„ Sie lehnte daher die Auszahm

lung der Nachzahlung des französischw n Versicherungsträgers

ab beließ aber die Überzahlung von 917, 45 DM in Ausgabe

und forderte sie nicht zurücko

Den gegen
die

Bescheide vom 15„ Februar 1958 und vom 5„März‚

1958 eingelegten Widerspruch wies die Widerspruchsstelle

der Beklagten mit Widerspruchsbescheid vom 70 September

1960 zurück0

‚„5.__‚
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Auf die dagegen eingelegte Klage hob das SG Dortmund

den BeScheid vom 30 März 1958 — der die Versicherten-

rente betraf - auf und verurteilte die Beklagte9 an die

Klägerin 50822,47 DM zu zahlen° Den Bescheid vom 15°Februar.

1958 — der die Witwenrente betraf — hob es hinsichtlich

der Berechnung auf und verurteilte die Beklagte9 bei

der Festsetzung der Witwenrente die Versicherungszeit

von August 1895 bis Juni 1914 und die Kriegsdienstzeit

von August 1914 bis Dezember 1916 zu berücksichtigeno

In dem von der Beklagten eingeleiteten Berufungsverfahren
änderte das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen

das erstinstanzliohe Urteil ab und wies die Klage ab, so-

weit die Witwe die Auszahlung der vom französischen Vers

sicherungsträger überwiesenen Versichertenrentenbezüge

in Höhe von 30822947 DM und_bei der Berechnung der Witwen—

‘rente auch die Berücksichtigung der Versicherungszeiten
ihres verstorbenen Ehemannes vom 30 April 1912 bis zum

310 Dezember 1916 begehrte„ Im übrigen (Anrechnung der
Versicherungszeit vom August 1895 bis März 1912) wies es
die Berufung zurücko Zur Begründung führte es aus‚ die

Witwe habe keinen Anspruch auf Auszahlung des vom franzö=

sischen Versicherungsträger überwiesenen Lebzeitenrenten-
betrages des Versicherten? denn dieser habe zu seinen Leb-

zeiten eine Rente bez0gen9 bei der alle von ihm bei den

verschiedenen Versicherungsträgern zurückgelegten Beie_
träge als in die deutsche Versicherungslast fallend be-

rücksichtigt worden seien„ Diese Leistung sei höher ge-

wesen als diejenige? die sich auf Grund der von der Be—‘

klagten vorgenommenen Neubereohnung im Bescheid vom
39 März 1958 zuzüglich der vom französischen Versiche—
rungsträger berechneten und überwiesenen Rentennach—

zahlung ergebe° Das gelte selbst dann? wenn man einen

von der Witwe geforderten günstigeren Umrechnungskurs

annehme° Diese sei durch die-Neuberechnung nicht beschwert,

weil die Beklagte den überzahlten Betrag nicht zurückge»

ie-
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fordert habeo Sie könne aber nicht auch noch
zusätzlich

den

vom französischen Versicherungsträger gezahlten Betrag for—

dern° Das stehe im Widerspruch zu dem in Ziffer 5 des All—

gemeinen Protokolls vom 100 Juli 1950 (BGBlo II 1951 So 198)
enthaltenen Grundsatz9 wonach einem Versicherungsträger9 der

in der Vergangenheit an einen Versicherten Zahlungen ansteln

le des Versicherungsträgers des anderen Vertragsstaates gen
leistet habe9 ein Anspruch auf Erstattung_der von ihm ge«
zahlten Summen zustehe„ Die Anwendung dieses Grundsatzes

entspreche einem im zwischenstaatlichen Sozialversicherungs—

recht allgemein herrschenden Prinzip zur Vermeidung unge-
rechtfertigter Doppelleistungen„ Nicht richtig sei aber9

daß die gesamte Zeit von August 1895 bis Juni 1914 und die

Kriegsdienstzeit von August 1914 bis Dezember 1916 in die

französische Versicherungslast falle„‚ Erst die Zeit vom
Überwechseln des Versicherten in eine Grube in Elsaß—Lothrin—

gen (April 1912) falle bis zur Beendigung des Kriegsdienstes
in die französische Versicherungslast°

Das LSG hat die Revision zugelassen()

DasUrteil wurdeder Beklagtenam260Juli 1965undder
Klägerin am 20 September 1965 zugestellt() Die Beklagte hat

am 70 August 1965 und die Klägerin am 12() August 1965 Revi_

sion eingelegt„ Die Revisionsbegründungen sind innerhalb

der verlängerten Revisionsbegründungsfristen am 150 und
.

180 Oktober 1965 eingegangeno

Nach Einlegung der Revision stellte die Beklagte mit Be—

scheid vom 28° Februar 1966 die Hinterbliebenenrente der

Witwe vom Rentenbeginn an — 10 September 1955 — neu fest

und berücksichtigte sämtliche vom Versicherten entrichtcten

Beiträge zu Lasten der deutschen Rentenversicherung„ Die

Nachzahlung in Höhe von 120407961 DM wurde der Witwe des

Versicherten überwiesen° Hinsichtlich der vom französischen

Versicherungsträger überwiesenen 5082294? DM erklärte die

_ 7 _
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Beklagte? der französische Versicherungsträger habe

seine Leistung in der zunächst von ihr (der Beklagten)
_geteilten Annahme festgestellt? daß die streitig gewesenen

Versicherungszeiten in die französische Versicherungslast

gefallen seien° Nachdem sich jetzt herausgestellt habe,

daß das nicht der Fall sei, habe auch für den verstorbe—

nen Versicherten kein Anspruch gegenüber einem französin

schen Versicherungsträger bestandeno Sie (die Beklagte)

sei daher gehalten? den Betrag von 30822‚47 DM an den

französischen Versicherungsträger zurückzuüberweiseno

Das werde geschehen9 sobald das anhängige Streitverfahren

endgültig abgeschlossen sei° Sowohl.die Versichertenrente

als auch die Witwenrente seien nunmehr unter Berücksichti—

gung aller Beitragszeiten zur deutschen Versicherungslast

voll gezahlt worden; demnach entfalle jeder Anspruch auf

eine ausländische Rentenleistungo Die Witwe sei nicht

mehr beschwert und ihre Revision gegenstandsloso

Die Witwe beschränkte darauf das Revisionsverfahren allein

noch auf die Auszahlung des Betrages von 3082294? DMo Aus

dem Vorbringen des Klägers ergibt sich9 daß er nur noch

beantragt9

10 das Urteil des LSG Nordrhein—Wéstfalen
vom

25° Mai 1965 abzuändern9

‘2„ den Bescheid der Beklagten vom 30 Mai 1958
abzuändérn und die Beklagte zu verurteilen?

ihm den vom französischen Versicherungsträger

erstatteten Betrag von 5082294? DM auszuzahlen„

Aus dem Vorbringen der Beklagten ergibt sich9 daß sie

die von ihr eingelegte Revision nicht aufrechterhält

und nur noch beantragt9

die Revision des Klägers zurückzuweisen„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

' mündliche Verhandlung durch Urteil gemäß 5 124 Abso 2

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) einverstanden erklärt„

=:8n=
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Die zulässige Revision mußte zurückgewiesen werden? weil

ein Anspruch des Klägers auf Zahlung von 30822947 DE nicht

bestehto.'

Gegen die Annahme? daß der Kläger als alleiniger Erbe

Rechtsnachfolger seiner Mutter — der Witwe St;:"igi;— ist,

bestehen keine Bedenken„ Es ist als erwiesen anzusehen, daß

eine der in 5 88 Abso 2 RKG genannten Personen9 die mit
Vorrang berechtigt wären? das Verfahren aufzunehmen9 nicht

vorhanden ista In diesen Fällen tritt die Rechtsnachfolge

nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ein (vgl()

BSG?Urteil vom 29„ Mai 1968 _ 4 RJ 465/67)0

Für die Forderung des Klägers? ihm die vom französischen
Versicherungsträger an die Beklagte überwiesenen 3082294? DM

auszuzahlen9 gibt es keine Anspruchsgrundlageo Dabei ist

es ohne Bedeutung? ob sämtliche Versicherungszeiten des

Klägers nach deutschem Recht oder ob sie teilweise nach

deutschem und teilweise nach französischem Recht zu berück=

sichtigen sindo

Hinsichtlich der vom fran26sischen Versicherungsträger

an die Beklagte überwiesenen 3}822947 DM ist davon auszu—

gehen9 daß sie der französische Versicherungsträger im

Hinblick auf den von der Beklagten geltend gemachten Er»

stattungsanspruch in sinngemäßer Anwendung des Satzes 2

der Ziffer 5 des "Allgemeinen Brotokolls vom 100 Juli 1950"

(BGBl„ II 1951 So 198) in erster Linie
zu dessen Erw"

füllung überweisen wolltec Nach der genannten Bestimmung

dieser deutsch-französischen Vereinbarung hat nämlich der

Versicherungsträger eines Landesg der an einen Berechtigten

Zahlungen anstelle eines Versicherungsträgers des anderen

Landes erbracht hat? gegen diesen einen Erstattungsansprucho

Die Überweisung des französischen Versicherungsträgers an

die Beklagte ist also sinngemäß dahin auszulegen9 daß die

—9—__„
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Beklagte zuerst prüfen sollte, ob sie einen Erstattungs4

anspruch an den französischen Versicherungsträger hatte?

und diesen ggf„ aus der Überweisung befriedigen sollteo
Nur für den Fall? daß der Erstattungsanspruch nicht be«

Stehen oder geringer als der überwieéene Betrag wäre9

sollte die Beklagte den überwiesenen Betrag - ganz oder

soweit der überwiesene Betrag den Erstattungsbetrag überw

stieg - an die Rechtsnachfolgerin des Versicherten weitere

zahlen()

Der Versicherte hat zu seinen Leb2eiten eine Rente be20m

gen5 bei der alle von ihm bei den verschiedenen Versiche-

rungsträgern zurückgelegten Versicherungszeiten als in

die deutsche Versicherungslast fallend berücksichtigt

worden sind° Für die Zeit vom 10 Januar 1952 bis Ende

August 1955 (Todesmonat des Versicherten) erhielt er—in8n

gesamt an Versichertenbezügen 140792920 DM ausgezahlt„ wie

sich aus dem am 50 März 1958 erteilten Bescheid ergibt„

Waren_also sämtliche Versicherungszeiten nach deutschem

—Recht zu berücksichtigen9 so hat der Versicherte die ihm

zustehenden Rentenbezüge richtig erhalten0 Weitere For»

derungen konnte er und können auch seine Rechtsnachfolger

dann nicht geltend machen°

‘ Sind aber durch die Vorschriften des rückwirkend ab

10 Januar 1952 in Kraft getretenen deutsch—französischen
Sozialversicherungsabkommens die Versicherungszeiten teil-

weise in die deutsche und teilweise in die französische

Versicherungslast fallend zu berücksichtigen? so hätten?

wie sich ebenfalls aus dem Bescheid vom 30 März 1958 zu-
treffend ergibt9 an den Versicherten vom deutschen Ver«

sicherungsträger für die Zeit vom 10 Januar 1952 bis

zum 310 August 1955 insgesamt lo„o52‚30 DM an Rente gem
zahlt werden müsseno Soweit der Versicherte mehr erhalten

hat9 hätte ihm die Beklagte Zahlungen anstatt des franzöm

sischen Versicherungsträgers erbraChtu Da — wie bereits
dargelegt — dann die Überweisung der 3082294? DM zur Ben

„loss
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friedigung eines ErstattungsanSpruchs der Beklagten erfolgt

wäre9 weil diese bei einer Auszahlung von 140792920 DM statt

der zustehenden 10005293o DM die überwieSenen 3082294? DM
auch voll anstatt des französischen Versicherungsträgers an

den Versicherten ausgezahlt gehabt hätte? könnten dem Versia
cherten die überwiesenen 5Q822947 DM auch in diesem Falle

nicht zustehen0 Der Versicherte hat von der Beklagten für die

Zeit vom lo Januar 1952 bis zum 310 August 1955 insgesamt an
Rentenbezügen 140792920 DM erhalten„ Er hätte — wenn ein Teil

der Versicherung5zeiten in die französische Versicherungslast

fallen würde — bereits 917943 DM mehr erhalten:) als ihm mit

130874‚77 DM insgesamt an Rentenhezügen vom deutschen und vom

französischen Versicherungsträger zustehen würden„ Die Beklag—

te wäre also weder verpflichtet noch auch nur berechtigt‚ den

ihr von dem französischen Versicherung3träger überwiesenen

Betrag an den Kläger auszuzahleno

Die Revision des Klägers war daher zurü'ckzuweisen0

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens beruht auf 5 193 SGGo
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